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Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums
fur Wirtschaft und Arbeit
fiir die Forderung von StraBen- und Briickenbauvorhaben kommunaler
Baulasttrager
(VWV-KStB)

Vom 15. Mai 2001

Der Freistaat Sachsen gewahrt nach MaBgabe dieser Verwaltungsvorschrift auf der Grundlage des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1988
(BGBI. 1S. 100), zuletzt geéndert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Anderung des Eisenbahnkreuzungsgesetzes
und anderer Gesetze vom 9. September 1998 (BGBI. | S. 2858), und auf der Grundlage der §§ 23 und 44 der
Séachsischen Haushaltsordnung — SAHO vom 19. Dezember 1990 (SachsGVBI. 1991 S. 21), zuletzt geandert durch
Artikel 13 des Gesetzes liber MaBnahmen zur Sicherung der 6ffentlichen Haushalte 2001 und 2002 im Freistaat
Sachsen (Haushaltsbegleitgesetz 2001 und 2002) und zur Anderung der Vorlaufigen Haushaltsordnung des
Freistaates Sachsen vom 14. Dezember 2000 (S&chsGVBI. S. 513, 516), in Verbindung mit den allgemeinen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen (insbesondere den Vorlaufigen Verwaltungsvorschriften zu § 44 Sachsische
Haushaltsordnung — Vorl. VwV zu § 44 SGHO vom 29. September 1999 [SachsABI. SDr. S. S309]) sowie nach

§ 49a Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1998
(BGBI. I S. 3050) Zuwendungen fir den kommunalen StraBen- und Briickenbau.

Sofern in der nachfolgenden Vorschrift Kostenbegriffe oder Kostenarten angesprochen werden, handelt es sich
dabei um Ausgaben im Sinne von Nr. 13a VwV zu § 44 SGHO.

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht.

Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund ihres pflichtgemaBen Ermessens im Rahmen der
verfugbaren Haushaltsmittel.
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Formblatt Mitteilung Verwendungsnachweis

Allgemeine Beschreibung des Férderbereichs
Grundlage und Zweck der Férderung
Die Férderung erfolgt

e aus Mitteln gemaB § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 5 sowie Abs. 3 GVFG,

e aus anderen Mitteln (Investitionsférderungsgesetz Aufbau Ost (IFG), Européischer Fond fiir
regionale Entwicklung (EFRE), soweit diese auf der Grundlage des jeweiligen Haushaltsplanes fir
den kommunalen StraBen- und Briickenbau zur Verfligung stehen und entsprechend den
Festlegungen des Sachsischen Finanzausgleichsgesetzes ( FAG ) in der jeweils gultigen Fassung.

Zweck der Forderung ist, die Verwirklichung von Vorhaben, die zur Verbesserung der
Verkehrsverhaltnisse dringend erforderlich sind, die im Interesse des Freistaates Sachsen liegen und
die ohne die Férderung nicht oder nichtim notwendigen Umfang realisiert werden kénnten, zu
unterstltzen. Das Interesse des Freistaates Sachsen findet unter anderem seinen Ausdruck im
Landesentwicklungsplan und im Besonderen im Fachlichen Entwicklungsplan Verkehr.

Gegenstand der Forderung
Aus GVFG-Mitteln kénnen geférdert werden
der Bau oder Ausbau — soweit in der Baulast von Gemeinden, Landkreisen oder Zweckverbanden — von

verkehrswichtigen innerértlichen StraBen; das sind die StraBen, welche innerhalb der geschlossenen
Ortslage die Grundstruktur des StraBennetzes bilden. Sie dienen entweder iberwiegend dem
durchgehenden innerértlichen Verkehr oder dem tberdrtlichen Durchgangsverkehr. Die
Anforderungen, die fiir die Anerkennung als verkehrswichtige innerértliche StraBe zu stellen sind,
kénnen je nach GréBe der Gemeinden verschieden sein. MaBgebend fiir den Charakter ist auch die
Funktion, die der StraBe nach dem Flachennutzungsplan, dem Generalverkehrsplan oder einem fiir die
Beurteilung gleichwertigen Plan innerhalb des gemeindlichen StraBennetzes zukommt;

besonderen Fahrstreifen flir Omnibusse; das ist der fiir Linienbusse vom tbrigen Fahrverkehr —
zumindest fir bestimmte Zeiten — freigehaltene Verkehrsraum;

verkehrswichtigen ZubringerstraBen zum Uberdrtlichen Verkehrsnetz; das sind in der Regel
KreisstraBen und andere 6ffentliche StraBen, die dem Anschluss von Gemeinden oder raumlich
getrennten Ortsteilen an das uberdrtliche Verkehrsnetz dienen. Zum tberértlichen Verkehrsnetz
gehdren BundesfernstraBBen, StaatsstraBen und KreisstraBen, ferner wichtige Bahnhofe, Flughéfen,
bedeutende Verkehrslandepléatze und Binnenhéfen;

verkehrswichtigen zwischendrtlichen StraBen;
StraBen im Zusammenhang mit der Stilllegung von Eisenbahnstrecken;

Verkehrsleitsystemen sowie von Umsteigeparkplatzen zur Verringerung des motorisierten
Individualverkehrs;

offentlichen Verkehrsflachen fiir in Bebauungsplanen ausgewiesene Glterverkehrszentren
einschlieBlich der in diesen Verkehrsflachen liegenden zugehérigen kommunalen
ErschlieBungsanlagen nach den §§ 127 und 128 Baugesetzbuch ( BauGB);

KreuzungsmaBnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) oder nach dem
BundeswasserstraBengesetz ( WaStrG), soweit Gemeinden, Landkreise oder Zweckverbande als
Baulasttrager der kreuzenden StraBe Kostenanteile zu tragen haben. In Ausnahmefallen gilt das
Gleiche fir nicht bundeseigene Eisenbahnen als Baulasttrager des kreuzenden Schienenweges;

die Grunderneuerung von StraBenbriicken in der Baulast von Gemeinden und Landkreisen Giber
Schienenwege der ehemaligen Deutschen Reichsbahn bis zum 31. Dezember 2003;

bei den unter Nummer 2.1.1 aufgeflhrten Verkehrsanlagen auch

die Ausstattung eines StraBenzuges mit Verkehrszeichen und -einrichtungen als eigenstandiges
Vorhaben, wenn damit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durchgreifend verbessert wird;

UmbaumaBnahmen, wenn diese nicht auf eine Verringerung der Verkehrsflache, sondern auf die
Erhéhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs fiir alle Verkehrsarten abzielen;

Gehwege und Langsparkstreifen in Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und KreisstraBen, soweit
deren Fahrbahnen sich nichtin der Baulast der Gemeinden befinden.

Aus GVFG-Mitteln kdnnen insbesondere nicht geférdert werden

der Bau von ErschlieBungsanlagen im Sinne von §§ 127 bis 135 BauGB.

Sofern gemeindliche Verkehrsanlagen, die nach Nummer 2.1 geférdert werden kénnen, auch
ErschlieBungsanlagen im Sinne des Baugesetzbuches sind, kénnen nur die Kosten geférdert werden,
die nach der gemeindlichen Satzung nicht dem ErschlieBungsaufwand (§ 128 BauGB) zuzurechnen
sind (zum Beispiel Briicken, Uberbreiten).

Missen Gehwege, Radwege oder Langsparkstreifen dem Erschlie Bungsaufwand zugerechnet werden
und weist die ErschlieBungsbeitragssatzung der Gemeinde flir das &ffentliche Interesse einen héheren
Anteil als 10 Prozent (Mindestanteil nach BauGB) aus, so kann der Anteil des &ffentlichen Interesses
geférdert werden. Die Férderung erfolgt maximal bis zur Héhe des 6ffentlichen Interesses analog den
Regelungen zu Nummer 6.3.1.4 (StraBenausbaubeitrage).

der Bau von Anlieger- und SammelstraBen. Das sind StraB3en, die iberwiegend der ErschlieBung der
Grundstiicke dienen oder die hauptséchlich den Verkehr zwischen AnliegerstraBen und
verkehrswichtigen StraBen vermitteln;

der Bau und Ausbau von selbststandigen Geh- und Radwegen;

der Bau oder Ausbau von éffentlichen Parkplatzen (sofern nicht 2.1.1.6) sowie von Senkrecht- und
Schragparkbuchten;

DeckenbaumaBnahmen, die lediglich der Deckschichterneuerung, Unterhaltung oder Instandsetzung
dienen;

MaBnahmen zum Riickbau oder zur Umgestaltung von StraBen, soweit diese aus anderen als
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verkehrlichen Griinden (zum Beispiel aus Griinden der Gestaltung, des Stadtebaus oder der
Verkehrsberuhigung) durchgefiihrt werden;

MaBnahmen, die aufgrund verbleibender oder beabsichtigter straBenverkehrsrechtlicher
Beschrankungen nicht dazu fiihren, die Verkehrsverhéltnisse auf dem gesamten StraBenzug
uneingeschrankt und dauernd zu verbessern (zum Beispiel gewichtsbeschrankende Verkehrszeichen);
Ausnahmen kénnen durch das Staatsministerium flir Wirtschaft und Arbeit zugelassen werden;

MaBnahmen, die Gberwiegend der Freizeitgestaltung und der Erholung dienen;

MaBnahmen an einem StraBenabschnitt, fiir dessen Bau oder Ausbau bereits innerhalb eines
vergangenen Zeitraums von zehn Jahren nach Fertigstellung Zuwendungen gegeben wurden, es sei
denn, unvorhersehbare Griinde, zum Beispiel unerwartete Verkehrsentwicklungen, rechtfertigen eine
Ausnahme.

Aus anderen Mitteln kdnnen unbeschadet der Festlegungen in Nummer 2.2 Vorhaben geférdert
werden, wenn deren Forderfahigkeit ausdriicklich durch das Staatsministerium fiir Wirtschaft und Arbeit
bestatigt wurde. Das gilt beispielsweise flir Sonderprogramme, die mit EFRE-MitteIn finanziert werden
oder auch flr bestehende oder kiinftige Sonderprogramme, die aus IFG beziehungsweise reinen
Landesmitteln gespeist werden. Die erforderlichen Férdermodalitdten werden nach Kenntnis aller
Rahmenbedingungen und nach entsprechender Abstimmung mit den Staatsministerien
beziehungsweise nach Anhdrung des Beirates flir den kommunalen Finanzausgleich gemaB § 35 FAG
vom Staatsministerium fir Wirtschaft und Arbeit jeweils durch Erlass veréffentlicht.

Zuwendungsempfianger

Zuwendungen kdnnen Gemeinden, Landkreise oder Verwaltungs- und Zweckverbande erhalten, soweit
sie Baulasttrager von 6ffentlichen StraBen und Briicken sind oder die Kosten aufgrund anderer
gesetzlicher Regelungen zu Gbernehmen haben.

Fordervoraussetzungen
Die Zuwendungen werden nur gewahrt, wenn

das Vorhaben (das kann gem&B Nummer 9.1.5 auch ein Abschnitt mit eigener Verkehrsbedeutung sein)
nach Art und Umfang zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse dringend erforderlich ist;

das Vorhaben die Ziele der Raumordnung und Landesplanung (hierzu gehdren auch die Belange des
Umwelt-, Natur- und Denkmalschutzes) beachtet;

das Vorhaben — bei Férderung aus GVFG-Mitteln — in dem Flachennutzungsplan, Generalverkehrsplan,
einem fir die Beurteilung gleichwertigen Plan oder fiir KreisstraBen aufgestellten und
fortzuschreibenden Bedarfsplanen oder Investitionsprogrammen vorgesehen ist;

das Vorhaben mit stadtebaulichen Planungen und MaBnahmen, die mitihm zusammen h&ngen, zuvor
abgestimmt ist;

das Vorhaben bau- und verkehrstechnisch einwandfrei und unter Beachtung des Grundsatzes der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant ist. Soweit einzelne Teile des Vorhabens nicht notwendig
sind, sind zumindest diese — falls sie trotzdem erstellt werden — von der Férderung ausgeschlossen.

das Vorhaben die Belange Behinderter, alter Menschen und anderer Personen mit
Mobilitatsbeeintrachtigung berucksichtigt;

das Vorhaben noch nicht begonnen worden ist.

Abweichend hiervon ist ein vorzeitiger Baubeginn dann férderunschédlich, wenn dieser nicht vor dem
1. Januar des Jahres liegt, in dem die Férderung gemaB Nummer 12 bewilligt oder in Aussicht gestellt
wurde und wenn die Bewilligungsbehérde die zu erwartenden Auflagen schriftlich bekannt gegeben hat
und diese bei der Bauausflihrung beriicksichtigt werden.

Dariiber hinaus kann fiir einzelne Bauleistungen der vorzeitige Baubeginn dann fiir unbedenklich
erklart werden, wenn es sich um VorsorgemaBnahmen handelt (Anlage 2).

Weitere Fordervoraussetzungen sind, dass

die Gesamtfinanzierung, insbesondere die Bereitstellung der Eigenmittel fir das Vorhaben oder eines
Bauabschnittes des Vorhabens mit eigener Verkehrsbedeutung gewahrleistet ist;

die zuwendungsfahigen Kosten des Vorhabens mehr als 50 000 DM (25 000 EUR) betragen.

Art der Férderung
Die Zuwendungen werden als Anteilsfinanzierung im Rahmen einer Projektférderung als
zweckgebundene Zuschiisse gewéhrt.

Zuwendungsfahige und nicht zuwendungsfahige Kosten
Zuwendungsfahig sind

die Kosten flir den Bau und Ausbau der in Nummer 2 aufgefiihrten Verkehrswege und -anlagen, das
sind

die Baukosten flr den StraBenkdrper und das Zubehor (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 des Sachsischen
StraBengesetzes — SachsStrG ). Hierzu gehéren insbesondere auch die Kosten fiir

e Geh-und Radwege einschlieBlich Gehweg-/Radwegeiber- und -unterfihrungen,
e Omnibushaltebuchten,

e LarmschutzmaBnahmen an Verkehrswegen und baulichen Anlagen aufgrund rechtlicher
Verpflichtung nach MaBgabe der Verkehrslarmschutzverordnung in der jeweils giltigen Fassung,

e Langsparkstreifen bis zu 2,5 m Breite,

e Entwéasserungseinrichtungen zur Ableitung des Oberflachenwassers und Entwasserung des
StraBenkérpers.
Wird eine StraBe Uber eine gemeindliche Kanalisation entwassert, so sind die Kosten fiir den Bau
einer neuen oder die grundhafte Erneuerung einer gemeindlichen Kanalisation nur bis zu dem
Betrag zuwendungsfahig, den der StraBenbaulasttréager fiir den Bau oder die Erneuerung einer
eigenen Entwésserungsanlage in der geschlossenen Ortslage hétte aufwenden missen, soweit
hierflr nicht andere Zuwendungen aus 6ffentlichen Mitteln gewéhrt werden. Dieser Betrag kann
nach den Festlegungen zu den Ortsdurchfahrtsrichtlinien in der jeweils gliltigen Fassung als
Pauschale berechnet werden.
Die Kosten des StraBenbaulasttragers sind auch dann zuwendungsfahig, wenn die Kanalisation in
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einem Zeitraum bis zu fiinf Jahren vor dem Beginn des zu férdernden Vorhabens gebaut wurde.
Der Pauschalbetrag ist bei Einleitung in eine bestehende Kanalisation, die alter als fiinf Jahre ist,
um das Verhaltnis der (fiktiven) Gesamtlebensdauer zur (fiktiven) Restlebensdauer der
Entwésserungsanlage zu kiirzen. Das Gleiche gilt beim Wechsel der Baulast fiir die
Entwasserungsanlagen (§ 11 Abs. 3 der ,Verordnung Uber die 6ffentlichen StraBen —
StraBenverordnung —“ vom 22. August 1974; GBI. DDR I Nr. 57 S. 515 ist zu beachten);

e statische Berechnungen (Ausflihrungsstatik) und Ausfliihrungsplane fiir Ingenieurbauwerke,
Baugrunduntersuchungen und Baustoffpriifungen des Auftragnehmers wahrend der
Bauausfihrung, sofern diese nicht auf mangelhafte Planung zuriickzufiihren sind;

e beider Baudurchfiihrung erforderliche Untersuchungs- und Messeinrichtungen zur Unterstiitzung
des Bauverfahrens;

e Bestandsvermessungen sowie Erstellung von Bestandszeichnungen/Bestandsplénen bei der
erstmaligen Bestandsaufnahme (Bestandsdokumentation);

e Kosten flir landschaftspflegerische Ausgleichs- beziehungsweise ErsatzmaBnahmen;

die Gestehungskosten des Grunderwerbs. Ihre Férderung erfolgt frihestens bei der Ausfiihrung des
Bauvorhabens.

Unter den Gestehungskosten ist der tatsachliche erforderliche Aufwand zu verstehen, um die
Verfligungsgewalt am Grundstlick zu erlangen.

Hierzu zahlen

e die Entschadigung fiir den Erwerb der fiir das Vorhaben benétigten Grundstiicke einschlieBlich der
zum Zeitpunkt des Erwerbs vorhandenen Gebaude und Anlagen nach den Grundsétzen des
Entschadigungsrechts;

Ablésungsbetrége fir Hypotheken oder sonstige Rechte, soweit nicht im Kaufpreis enthalten;
Entschadigungen aufgrund 6ffentlich-rechtlicher Verpflichtungen wegen der Ausflihrung;
Rechtsanwalts- und Notargebihren;

Gerichtskosten, einschlieBlich der Kosten fiir einen mit dem Grunderwerb zusammenhangenden
Rechtsstreit;

Vermessungskosten;

Katastergebihren;

Kosten fir grunderwerbsbezogene Gutachten;

e Grunderwerbssteuer;

e Grunderwerb fiir landschaftspflegerische Ausgleichs- beziehungsweise ErsatzmaBnahmen.

Maklergebiihren gehdren nicht zu den Gestehungskosten.

Fur den Erwerb von Erbbaurechten oder Dienstbarkeiten gelten die gleichen Grundsatze.
Als Gestehungskosten bei Grunderwerb durch Tausch ist der Wert des Tauschgrundstticks,
gegebenenfalls zuziiglich oder abzlglich etwaiger Ausgleichsbetradge, maBgebend.

Bei riickwirkender Férderung des Grunderwerbs sind nur die tatsachlichen Aufwendungen
zuwendungsfahig, nicht auch der zwischenzeitlich erzielte Wertzuwachs;

die Kosten der notwendigen Anderungen oder Verlegungen anderer Verkehrswege
(FolgemaBnahmen). Hierzu gehéren auch die Kosten fir Umleitungsstrecken einschlieBlich der
eventuell notwendig werdenden Wiederherstellung des friiheren Zustandes sowie der Beseitigung
wesentlicher durch die Umleitung verursachter Schaden sowie Betriebserschwerniskosten eines
Dritten;

die Kosten von Anderungen an Ver- oder Entsorgungsleitungen, die bisher StraBengrund nicht
mitbenutzen und die der StraBenbaulasttradger auf Grund einer Entschadigungspflicht zu tragen hat;
die Kosten von VorsorgemaBnahmen gemas Anlage 2.
Nicht zuwendungsféhig sind insbesondere
Kosten fiir vorzeitig erbrachte Leistungen (Leistungen, die vor dem 1. Januar des nach Nummer 4.1.7
maBgeblichen Jahres erbracht wurden);
Kosten fiir Leistungen, die der Bautrager selbst, jedoch nichtin seiner Eigenschaft als
StraBenbaulasttrager zu tragen verpflichtet ist, wie
e StraBenbeleuchtung, es sei denn, dass sie aus Griinden der Verkehrssicherungspflicht notwendig
ist (zum Beispiel in langen Tunnels, die auch tagsiiber beleuchtet werden miissen),
e Andern, Sichern und Verlegen von Ver- und Entsorgungseinrichtungen (zum Beispiel Angleichung
von Schéchten, Hydranten, Strom- und Fernmeldekabel), die bereits im StraBengrund

(einschlieBlich des Grunds anderer StraBen und Wege) liegen — unabhéngig von der Rechtsform
und den im Einzelfall bestehenden Regelungen,

e Haltestellenausstattungen, wie Wartehauschen oder Fahrgastinformationen;

Kosten fiir den Erwerb solcher Grundstiicke und Grundstiicksteile, die

e nichtunmittelbar oder nicht dauernd fiir das Vorhaben benétigt werden, es sei denn, dass sie nicht
nutzbar sind,

e vordem 1.Januar 1961 erworben worden sind
und Kosten aufgrund tberhdhter Entschadigungen;

Kosten fiir Bepflanzungen, die iber eine den stddtebaulichen Gestaltungszielen fiir das StraBenbild
(Begleitgriin, Baume) oder den Erfordernissen des Natur- und Landschaftsschutzes gemans § 28 Abs. 1
SachsStrG entsprechende landschaftsgerechte Bepflanzung hinausgehen, soweit sie nicht unmittelbar
Verkehrszwecken oder der StraBe selbst dienen (Blendschutz, optische Fiihrung, Schutz vor
Schneeverwehungen, Erosionsschutz, Béschungsbefestigung);

Kosten fiir GestaltungsmaBnahmen (zum Beispiel Pflasterung), die tber ein MaB hinausgehen, das aus
Grinden des Stadtebaues oder des Denkmalschutzes geboten ist;

Kosten fiir Verbesserungen an einmiindenden StraBen (die selbst nicht Gegenstand der Férderung
sind), soweit diese Uber einen verkehrsgerechten Anschluss hinausgehen;
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Kosten fiir die Unterhaltung der Verkehrsanlagen, auch die Ablésungsbetrage fiir die
Unterhaltungsmehrkosten nach § 13 Abs. 3 und § 13 a Abs. 1 des BundesfernstraBengesetzes (FStrG),
§ 31 Abs. 2 SachsStrG und fir die Erhaltungs- und Betriebslast nach § 15 Abs. 4 des
Eisenbahnkreuzungsgesetzes (EKrG); Einnahmen aus Ablésungen fir Erhaltungskosten bleiben bei
der Ermittlung der zuwendungsfahigen Kosten unberiicksichtigt;

Verwaltungskosten (entsprichtim Hochbau den Baunebenkosten) einschlieBlich der Aufwendungen fir
Planung und Bauleitung (das gilt auch bei MaBnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz); hierzu
zahlen Personal- und Sachkosten, insbesondere

e fiir die Entwurfsaufstellung einschlieBlich der vor dem Baubeginn vorgenommenen
Baugrunduntersuchungen,

Entwurfsstatik (statische Berechnungen, die fiir Ausschreibung und Vergabe notwendig sind),
Durchfiihrung der Genehmigungsverfahren,

Ausschreibung und Vergabe der Bauarbeiten,

Bauliberwachung und Baulenkung,

Kontrollprifungen des Auftraggebers,

Vermessungsarbeiten nach § 3 Nr. 2 VOB/B,

Abrechnung der BaumaBnahmen,

Prifung der Statik,

Grundsteinlegung, Richtfeste und Feiern,

Finanzierungskosten (Beschaffung der Finanzierungsmittel, Bauzinsen, Spesen et cetera),
Leasingkosten;

Kosten fiir kiinstlerische Ausgestaltungen (zum Beispiel Briickenplastiken);

Umsatzsteuerbetrdge, die vom Trager des Vorhabens als Vorsteuer nach § 15 des
Umsatzsteuergesetzes absetzbar sind;

Kosten fiir Grunderwerb in den Féllen, in denen die Verfiigungsgewalt an einem Grundstiick nicht Gber
den Kauf, sondern im Wege des Erbbaurechts, auf Leibrentenbasis oder tiber einen Pachtvertrag
erlangt wird.

Nach Abzug der nicht zuwendungsfahigen Kosten nach Nummer 6.2 von den Gesamtkosten sind von
den zuwendungsfahigen Kosten nach Nummer 6.1 auBerdem abzusetzen

Kostenanteile, die ein anderer als der Trager des Vorhabens zu tragen verpflichtet ist, zum Beispiel

aus den Einzelplanen 14 und 35 des Bundeshaushaltes bei Vorhaben im militarischen Interesse an der
zivilen Infrastruktur;

bei KreuzungsmafBnahmen, die von anderen Kreuzungsbeteiligten zu tragenden Kostenanteile;
Erstattungskosten aufgrund von Vertrdgen mit Dritten an Bauwerken;

anteilige StraBenausbaubeitrdge gemaB §§ 26 ff. des Sachsischen Kommunalabgabengesetzes (
SachsKAG). Der Vorteil, der den Grundstlicken durch die Verkehrsanlage zuwachst, wird nach § 28
SachsKAG bemessen.

Werden die Bemessungsgrundséatze durch eine im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des
Innern herausgegebene Mustersatzung oder durch andere Bundes- beziehungsweise
Landesvorschriften konkretisiert, sind diese in Ansatz zu bringen.

Beides gilt unabhangig davon, ob die Gemeinde die danach maximal méglichen Beitrdge erhebt oder
nicht;

Anteile, die Ver- oder Entsorgungsunternehmen fiir Anderungen an Ver- oder Entsorgungsleitungen
(zum Beispiel Gas, Wasser, Elektrizitat, Abwasser mit Ausnahme der StraBenentwasserung) und an
anderen Verkehrswegen (zum Beispiel StraBenbahnkdrpern oder Gleisen, Oberleitungen,
Wartehduschen, Haltestellenschildern) zu tbernehmen haben.

Dies gilt auch fur Anteile, die gemeindliche Ver- oder Entsorgungsunternehmen ohne eigene
Rechtspersénlichkeit zu tragen haben;

bei Vorhaben von Gemeinden die Kostenanteile der Trager der StraBenbaulast in Ortsdurchfahrten von
Bundes- und StaatsstraBen fiir die Herstellung von Borden (Hochborde);

Kostenbeteiligungen im Rahmen von MaBnahmen der Stadtebaulichen Erneuerung und der
Dorfentwicklung;

der Verkehrswert oder — wenn dieser hoher ist — der Erlds flir Grundstiicke oder Grundsticksteile, die
dadurch frei werden, dass infolge des Vorhabens Verkehrsanlagen aufgegeben werden. Dies gilt nicht,
soweit sie wirtschaftlich nicht nutzbar sind oder der Tréager des Vorhabens sie fir 6ffentliche
Verkehrseinrichtungen nutzt.

Einnahmen aus dem Erlés oder der Wert von den bei dem Vorhaben angefallenen
wiederverwendbaren Altbaustoffen (zum Beispiel Pflaster, Bordsteine, Gehwegplatten, Stahlschrott
eines Briickenabrisses). Der Wert ist auch dann abzusetzen, wenn der Trager des Vorhabens die
Wiederverwendung bei einem anderen als einem im Rahmen des kommunalen StraBenbaus
geférderten Vorhaben vorgesehen hat.

ein vereinbarter Vorteilsausgleich nach § 12 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes (EKrG), wenn die
kiinftige Erhaltung des Kreuzungsbauwerkes dem Eisenbahnunternehmen obliegt.

Dariiber hinaus ist bei der Ermittlung der zuwendungsfahigen Kosten zu berticksichtigen:

Zuwendungen nach dieser Verwaltungsvorschrift sowie von sonstigen juristischen Personen des
offentlichen Rechts gelten nicht als Kostenanteile Dritter im Sinne der Nummer 6.3.1; dies gilt auch fir
Zuwendungen aufgrund gesetzlicher Regelung (zum Beispiel Férderung geméan
Arbeitsplatzférderungsgesetz — ABM-Férderung —) sowie auf freiwilliger Basis (zum Beispiel Beteiligung
eines Landkreises an einer gemeindlichen BaumaBnahme).

Die Grundséatze nach Nummer 8.2 und 8.3 sind zu beachten.

Geldspenden werden als Eigenmittel im Finanzierungsplan anerkannt. Das gilt nicht fiir Geldleistungen,
die von Dritten aus Rechtsgriinden erbracht werden oder fiir von Auftragnehmern gegebenenfalls auch
in Form von Spenden gewéhrte Preisnachlasse.
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Kommunale Eigenregieleistungen sollen insbesondere aus wirtschaftspolitischen Erwégungen nicht
durchgefiihrt werden. Sie werden grundsétzlich nicht geférdert. Ausnahmen sind nur dann zul&ssig,
wenn die Arbeiten fir eine Vergabe nicht geeignet sind oder das Regierungsprasidium als
Bewilligungsbehérde der Eigenregieleistung ausdriicklich zugestimmt hat.

Hohe der Férderung

Bei der Bemessung der Zuwendung sind die Bedeutung des Bauvorhabens, die finanzielle Lage des
Zuwendungsempfangers, das Staatsinteresse und die Héhe der verfligbaren Mittel zu beriicksichtigen.
Fir die Beurteilung der finanziellen Lage sind die Daten nach Muster 2 zu § 44 S&HO heranzuziehen.

Die Férderung aus GVFG-Mitteln ist bis 75 vom Hundert der zuwendungsfahigen Kosten und bei
Vorhaben nach Nummer 2.1.3 bis zu 90 vom Hundert der zuwendungsféhigen Kosten zulassig.

Die Férderung aus anderen Mitteln ist bis 75 vom Hundert der zuwendungsfahigen Kosten zulassig. Nur
in begriindeten Ausnahmenfallen kann sie bis 90 vom Hundert der zuwendungsfahigen Kosten
betragen.

Sind an der Finanzierung eines Vorhabens mehrere Zuwendungsempfénger mit stark unterschiedlicher
Finanzlage beteiligt, kdnnen fir die einzelnen Beteiligten unterschiedliche Férdersatze festgesetzt
werden.

Mehrfachférderung

Reicht eine Férderung allein aus GVFG-Mitteln oder allein aus anderen Mitteln nicht aus, ist eine
gemeinsame Fdrderung aus GVFG-Mitteln und anderen Mitteln méglich.

In Ausnahmeféllen kénnen Zuwendungen nach MafBgabe dieser Verwaltungsvorschrift zusatzlich zu
einer Forderung aus anderen Férderbereichen unter Beachtung der Grundsatze nach Nummer 1.4 der
Verwaltungsvorschriften flir Zuwendungen des Freistaates Sachsen an kommunale Kérperschaften (
VVK') gewéhrt werden.

Die Gesamtférderung soll 90 vom Hundert der zuwendungsfahigen Kosten nicht Gberschreiten.
Forderverfahren

Antrag und Antragsunterlagen

Antrage auf erstmalige Gewahrung von Zuwendungen (neue Vorhaben):

Die Antrage auf erstmalige Gewahrung von Zuwendungen sind fiir das Gesamtvorhaben bis spétestens
15. Dezember des dem geplanten Baubeginn vorausgehenden Jahres vollstandig unter Verwendung
des Formblattes Muster 1a zu § 44 SAHO und nach MaBgabe der Anlage 3 beim zustandigen
Regierungspréasidium einzureichen.

Spater eingehende Antréage kdnnen noch beriicksichtigt werden, sofern ausreichende Haushaltsmittel
zur Verfligung stehen.

Kreisangehdrige Stadte, Gemeinden sowie nicht kreisiibergreifende Verwaltungs- und Zweckverbande
reichen die Antrage Uber die zustdndige Rechtsaufsichtsbehérde (Landratsamt) ein.

Die Bewilligungsbehérden entscheiden nur Gber vollstdndige Antrage (vergleiche Nummer 12).
Ein Antrag kann nur unter der Voraussetzung gestellt werden, dass

e das Vorhaben — gegebenenfalls Gber ein Planfeststellungs-, ein Plangenehmigungs- oder ein
Bebauungsplanverfahren — rechtlich gesichert ist und der Beginn der Bauarbeiten alsbald nach
der Entscheidung Uber die Férderung méglich und eine ungehinderte Durchfihrung der
Bauarbeiten gewéhrleistet ist,

e die Ubrigen Férdervoraussetzungen gewahrleistet sind.

Soll ein Vorhaben mit mehreren Beteiligten geférdert werden, so kann die Zuwendung nur von einem
Beteiligten beantragt werden. Sie ist von dem Beteiligten zu beantragen, der dazu beauftragt wird. Die
Beauftragung istim Antrag nachzuweisen. Die Zuwendung wird an den Antragsteller ausgezahlt, der
intern den Ausgleich mit den Beteiligten durchfiihrt (zum Beispiel beim Ausbau der Ortsdurchfahrt einer
KreisstraBe bezieht der Landkreis die Kosten des Ausbaues der Gehwege in der Baulast der Gemeinde
mitin den Antrag ein; eine Gemeinde Gbernimmt die Federflihrung fiir den Ausbau einer
GemeindestraBe, die Gber das Gebiet zweier oder mehrerer Gemeinden verlauft).

GroBe Vorhaben, die nichtinnerhalb von vier Jahren verwirklicht und bei denen technisch und
verkehrswirksam selbstandige Abschnitte gebildet werden kénnen, sind in entsprechende
Bauabschnitte zu unterteilen. Jeder Bauabschnitt bildetim Zuwendungsverfahren ein eigenes
Vorhaben; seine Grenzen sind eindeutig, zum Beispiel durch km-Angaben, festzulegen.

Antrage auf Bewilligung weiterer Zuwendungsraten (laufende Vorhaben):

Ist die Gesamtzuwendung nach Nummer 12.2 mit Verpflichtungsermachtigungen bewilligt oder nach
Nummer 12.3 in Aussicht gestellt, so istin jedem Folgejahr ein Antrag auf Bewilligung weiterer
Zuwendungsraten zu stellen.

Antrage auf Bewilligung einer weiteren Zuwendungsrate sind bis zum 1. Februar des Férderjahres unter
Verwendung des Musters 1b zu § 44 SAHO beim zustédndigen Regierungsprasidium zu stellen
(vergleiche Nummer 18).

Den Antragen auf Bewilligung einer weiteren Zuwendungsrate sind keine weiteren Unterlagen
beizufligen.

Antrédge auf Erhdhung von Zuwendungen (laufende Vorhaben):

Antrage auf Erhdhung von Zuwendungen kénnen nur in Ausnahmefallen gestellt werden (vergleiche
Nummer 17).

Der Antrag ist erneut fiir das Gesamtvorhaben zu stellen. Er ist eingehend zu begrinden. Dem Antrag ist
in Form einer Ubersicht eine Gegeniiberstellung der Positionen beizugeben, aus denen sich die
Kostenmehrung ergeben hat.

Beteiligung anderer Dienststellen
Beteiligung der StraBenbauamter

Dem Antrag ist eine Stellungnahme des értlich zustandigen StraBenbauamtes als fachlich zustéandige
technische staatliche Verwaltung im Sinne der Vorl. VwV zu § 44 SAHO beizugeben.
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Die baufachliche Stellungnahme erstreckt sich umfassend auf die Férdervoraussetzungen des
Abschnittes | und die Abstimmung mitden Vorhaben anderer Bautrager und den Tragern der
offentlichen Belange. Hierbei sind im Hinblick auf eine sparsame Verwendung der zur Verfligung
stehenden Mittel die Notwendigkeit und Dringlichkeit sowie Art und Umfang des Vorhabens zu
beurteilen. AuBerdem ist zu beachten, dass die einschldgigen Planungsrichtlinien nur Regelwerte
enthalten, von denen in Einzelféllen Abweichungen geboten sein kdnnen, wenn dabei nicht gegen
héherrangige Vorschriften oder Sicherheitsbestimmungen verstoBen wird.

In den Bauunterlagen erforderliche Ergadnzungen oder Berichtigungen sind in brauner Farbe
einzutragen.

Die nach der baufachlichen Stellungnahme vorgeschlagenen technischen Auflagen sollen in den
einzureichenden Antragsunterlagen (insbesondere auch mit der kostenméBigen Auswirkung)
beriicksichtigt oder ihre Beachtung zugesichert sein; andernfalls sind die Gegenvorstellungen zu
begriinden. Aufgrund wesentlicher Planungsanderungen erstellte neue Bauunterlagen bedirfen einer
erneuten baufachlichen Stellungnahme.

Die baufachliche Stellungnahme dient dem Regierungsprasidium (Bewilligungsbehdrde) als Hilfe zur
Entscheidung Uiber den Antrag. Das Regierungsprasidium hat Giber die Festsetzung von Auflagen und
Bedingungen zu entscheiden.

Die baufachliche Mitwirkung der staatlichen StraBenbauverwaltung ist keine Prifung im Sinne des § 10
Abs. 3 SachsStrG . Die Verantwortung der Kommunen als StraBenbaubehérde nach § 10 Abs. 2
SéachsStrG bleibt unberihrt.

Beteiligung der Rechtsaufsichtsbehérden

Das Landratsamt priift die Zuwendungsantrage der kreisangehdérigen Stadte, Gemeinden sowie von
nicht kreislibergreifenden Verwaltungs- und Zweckverb&nden auf ihre inhaltliche Vollstdndigkeit und
nimmt die gemeindewirtschaftsrechtliche Priifung vor.

In der gemeindewirtschaftsrechtlichen Stellungnahme ist insbesondere eine Aussage darliber zu
treffen, inwieweit der Antragsteller unter Berlicksichtigung seiner Leistungskraft und
Verschuldungsféhigkeit sowie der noch in absehbarer Zeit zu erflillenden Investitionsaufgaben in der
Lage ist, die erforderlichen Eigenmittel fir die MaBnahme aufzubringen. Dabei ist auf die Folgekosten
einzugehen.

Auf eine gemeindewirtschaftsrechtliche Stellungnahme kann verzichtet werden, wenn die erforderlichen
Mittel bereits im Haushalt des Antragstellers eingestellt sind und der Haushaltsplan rechtsaufsichtlich
genehmigt worden ist. Im Ubrigen kann im Rahmen der gemeindewirtschaftsrechtlichen Stellungnahme
grundsatzlich von einer haushaltswirtschaftlichen Vertraglichkeit ausgegangen werden, wenn die
MaBnahme in die Finanzplanung gemaB § 80 S&chsische Gemeindeordnung ( S&chsGemO )
eingestellt ist, der Haushalt in der Finanzplanung ausgeglichen ist und die Kommune im laufenden
Haushaltsjahr keine Fehlbetrage aufweist oder decken muss.

Das Landratsamt priift und bestatigt die Angaben des Antragstellers nach Nummer 2.2.1
(ErschlieBungsaufwand) und nach Nummer 6.3.1.4 (StraBenausbaubeitrdge) auf dem Formblatt
Anlage 4.

Das Landratsamt legt die Antrage vollstandig, geordnet und mit seinem Priifvermerk versehen, dem
Regierungspréasidium vor.

Bei Zuwendungsantragen von Kreisfreien Stadten und Landkreisen sowie von Zweckverbanden, die
geméaB § 74 Abs. 1 Nr. 2 des Sachsischen Gesetzes Gber kommunale Zusammenarbeit ( SdchsKomZG)
der Rechtsaufsicht der Regierungsprasidien unterliegen, werden die Aufgaben nach Nummer 10.2.1
vom Regierungsprésidium wahrgenommen.

Priifung des Antrages

Das Regierungsprasidium pruft abschlieBend die Antradge auf Zuwendungen. Ihm obliegt dabei die
fachliche Koordinierung. Die baufachliche Stellungnahme gemaB Nummer 10.1 dient hierzu als
Entscheidungshilfe. Bei Vorhaben mit Zuwendungen von 5,0 Mio. DM (2,5 Mio. EUR) und mehr ist eine
landesplanerische Stellungnahme der héheren Raumordnungsbehérde einzuholen.

Das Ergebnis der abschlieBenden Prifung des Antrages ist zu vermerken. Erganzende
beziehungsweise berichtigende Eintragungen in den Antragsunterlagen sind in roter Farbe
vorzunehmen.

Entscheidung liber die Férderung

Uber die Gewahrung von Zuwendungen entscheidet das Regierungsprasidium in Ausiibung seines
pflichtgemaBen Ermessens auf der Grundlage des Ergebnisses der Priifung des Zuwendungsantrages
und im Rahmen der ihm zur Verfigung gestellten Haushaltsmittel.

Die Gesamtzuwendung wird mit dem Zuwendungsbescheid fiir das Haushaltsjahr und die Folgejahre
im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel und Verpflichtungsermachtigungen bewilligt.

Sofern Haushaltsmittel und Verpflichtungsermachtigungen nichtin ausreichendem Umfang zur
Verfligung stehen oder wenn andere Umstande dies erfordern, kdnnen voriibergehend mit dem
Zuwendungsbescheid die Zuwendungen fiir das Haushaltsjahr bewilligt und die Gesamtzuwendung in
Aussicht gestellt werden.

Die Inaussichtstellung der Gesamtzuwendung kann auch getrennt vom Zuwendungsbescheid formlos
zeitlich vorgezogen werden.

Soweit Zuwendungen in Aussicht gestellt werden, bedeutet dies, dass der Freistaat Sachsen seine
Bereitschaft erklart, vorbehaltlich der Bereitstellung ausreichender Haushaltsmittel, Zuwendungen in der
angegebenen Héhe zu gewahren. Die Inaussichtstellung begriindet keinen Anspruch auf Gewahrung
der Zuwendung.

Bei Vorhaben mit zuwendungsfahigen Kosten von Gber 5,0 Mio. DM (2,5 Mio. EUR) holt das
Regierungsprasidium grundséatzlich vorher die Zustimmung des Staatsministeriums fiir Wirtschaft und
Arbeit ein. Das Staatsministerium fiir Wirtschaft und Arbeit behalt sich in weiteren Einzelféllen die
Inaussichtstellung der Férderung vor.

Mit der Bewilligung beziehungsweise der Inaussichtstellung der Férderung nach dem GVFG ist das
Vorhaben in das Programm nach § 5 GVFG aufgenommen.

Soweit Vorhaben nicht geférdert werden kénnen, teilt dies das Regierungsprésidium unverziglich dem
Antragsteller unter Darlegung der Griinde mit.
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Soweit flir Zuwendungsempfanger entsprechend Nummer 7.4 unterschiedliche Férdersatze gewahrt
werden, ist dies fiir die am Vorhaben Beteiligten zu begriinden.

Zuwendungsbescheid

Das Regierungsprasidium erlasst den Zuwendungsbescheid. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen
far Zuwendungen zur Projekiférderung an kommunale Kérperschaften ( ANBest-K ) und die Besonderen
Nebenbestimmungen fiir StraBen- und Briickenbauvorhaben kommunaler Baulastirdger (BNBest-KStB,
Anlage 1) sind zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides zu machen. Das Regierungsprésidium
setzt auch die etwa erforderlichen zusétzlichen Nebenbestimmungen (insbesondere technische
Auflagen) fest.

Spatestens mit dem Zuwendungsbescheid Uibersendet das Regierungsprasidium eine Ausfertigung des
gepriften Antrages samt Unterlagen an den Zuwendungsempféanger.

Die Héhe der Gesamtzuwendung wird in einem Vomhundertsatz der zuwendungsfahigen Kosten und in
einem Hochstbetrag festgesetzt. Werden die veranschlagten Kosten Gberschritten, wird somit der
Hochstbetrag gewéhrt, werden sie unterschritten, der zugestandene Férdersatz.

Die Bewilligung und die Inaussichtstellung stehen unter der aufldésenden Bedingung, dass das
Bauvorhaben innerhalb der folgenden zwei Kalenderjahre begonnen werden muss. Dies istin den
Zuwendungsbescheid aufzunehmen. Soll das Vorhaben dann zu einem spéteren Zeitpunkt realisiert
werden, kann erneut ein Antrag mit den berichtigten Unterlagen eingereicht werden.

Bei gemeinsamer Férderung aus GVFG-Mitteln und anderen Mitteln wird nur ein gemeinsamer
Zuwendungsbescheid erteilt und eine gemeinsame Forderakte gefiihrt.

Das Regierungsprésidium libersendet einen Abdruck des Zuwendungsbescheides

e miteiner nach den gepriften Antragsunterlagen gleichgestellten Antragsausfertigung an das
zustandige StraBenbauamt,

e andas zustédndige Landratsamt, wenn es Rechtsaufsichtsbehérde des Antragstellers ist,
e inden Fallen der Nummer 9.1.4 an die Beteiligten.

Priifung der Bauausfiihrung

Die nach Nummer 6.2.6.3 VVK wéhrend der Bauausfiihrung erforderliche stichprobenweise Priifung der
Einhaltung der einschldgigen Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) obliegt dem
StraBenbauamt.

Feststellungen, die fir das Regierungsprasidium als Bewilligungsbehdérde von Bedeutung sein kénnen,
sind diesem umgehend mitzuteilen. Beanstandungen hinsichtlich der Einhaltung der einschlagigen
Nebenbestimmungen oder deren folgende Berlicksichtigung sind immer aktenkundig festzuhalten.

Die mit dem Zuwendungsbescheid Uibergebene Antragsausfertigung dient dem StraBenbauamt zur
Prifung der Bauausflihrung.

Auszahlung der Zuwendungen

Die Auszahlung der Zuwendungen ist bis spatestens zu dem im Zuwendungsbescheid genannten
Termin mit Muster 3 zu § 44 SAHO beim Regierungsprasidium zu beantragen. Im Zuwendungsbescheid
ist durch Nebenbestimmungen zu gewahrleisten, dass bewilligte Mittel, die mangels Voraussetzungen
nichtim laufenden Haushaltsjahr ausgezahlt werden kénnen, fiir dieses Jahr verfallen.

Damit nicht benétigte Mittel rechtzeitig wiederverwendet werden kénnen, teilt der
Zuwendungsempfanger dem Regierungsprasidium unter Darlegung der Griinde mit,

e wenndas Vorhaben, fiir das die Férderung beantragt war, nicht durchgefihrt wird oder

e wenn sich die zuwendungsféhigen Kosten voraussichtlich in einem Umfang verringern, der eine
Kirzung der Zuwendung zur Folge hatte.

Das Regierungsprasidium kann die Bewilligung und Auszahlung der Schlussrate von der Vorlage und
dem Ergebnis der Priifung des Verwendungsnachweises abhangig machen, insbesondere dann, wenn
zu erwarten ist, dass die dem Zuwendungsbescheid zugrunde gelegten zuwendungsféhigen Kosten
nicht erreicht werden.

In jedem Fall ist bei Vorhaben nach Nummer 2.1 innerhalb der Grenzen gemaB Nummer 5.2.2 VVK ein
Restbetrag zurlickzubehalten.

Das Regierungsprasidium unterrichtet den Antragsteller Gber die Auszahlung der Zuwendung.
Aufstellung der Férderprogramme und Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

Die Regierungspréasidien erfassen alle Zuwendungsantrdge und stellen anhand der Ergebnisse der
Priifung der Zuwendungsantrage nach Nummer 11 eine Dringlichkeitsliste fiir jeden Férderbereich auf.

Férderung nach dem GVFG

Das Staatsministerium fir Wirtschaft und Arbeit nimmt die férderfahigen Vorhaben entsprechend den
Meldungen der Regierungsprasidien in das Programm nach § 5 GVFG auf und schreibt es damit
laufend fort.

Es weist den Regierungsprasidien zur Abwicklung des Programms jahrlich Haushaltsmittel und
Verpflichtungserméachtigungen zu. Den Regierungsprésidien obliegt die Aufteilung auf die im Programm
enthaltenen Vorhaben entsprechend deren Dringlichkeit und des im laufenden Jahr zu erwartenden
Baufortschritts.

Férderung aus anderen Mitteln

Das Staatsministerium fir Wirtschaft und Arbeit teilt den Regierungsprasidien vor Beginn des
Haushaltsjahres die Hohe des zur Verfiigung stehenden Mittelkontingents und — soweit von dieser
Verwaltungsvorschrift abweichend — die Vorgaben fir die Bewilligung mit.

Die Regierungspréasidien haben durch rechtzeitige Kiirzungen und Umbewilligungen dafiir zu sorgen,
dass Ausgabereste mdglichst vermieden werden. Hierzu fiihren sie den Mittelausgleich durch.

Die Vorhaben sind durch die Regierungsprésidien solange fortzuschreiben, bis der Abschluss der
Prifung des Verwendungsnachweises nach Nummer 11.2 VVK oder eine anderweitige Erledigung
angezeigt wird.

Nachbewilligung von Zuwendungen
Das Verfahren richtet sich nach Nummer 9 bis 13.
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Erhéhen sich nach der Bewilligung die der Bemessung der Gesamtzuwendung zugrunde gelegten
Kosten, so kommt eine Erhéhung der Zuwendung nur in Betracht, wenn die Kostensteigerung mehr als
5 vom Hundert der festgesetzten zuwendungsfahigen Kosten, mindestens jedoch 20 000 DM

(10 000 EUR) betragt und vom Zuwendungsempfénger nicht zu vertreten ist.

Wurde die Kostensteigerung durch Ergdnzungen oder Erweiterungen des Vorhabens verursacht, kann
die Zuwendung nur erhéht werden, wenn die Ergédnzung oder Erweiterung vom Regierungsprésidium
zur Auflage gemacht oder nach Nummer 5 ANBest-K dem Regierungsprasidium mitgeteilt und von ihm
als notwendig und zweckmé&Big anerkannt wurde.

Eine Nachbewilligung ist insbesondere dann nicht méglich, wenn die Kostensteigerung auf
mangelhafte Planung und Kostenermittlung, unwirtschaftliche Ausfiihrung oder Nichtbeachtung der
einschldgigen Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) zuriickzufiihren ist.

Nachweis Uber die ausgezahlten Mittel durch den Zuwendungsempfanger

Die im abgelaufenen Haushaltsjahr im Wege der Anteilsfinanzierung erhaltenen und verausgabten
Mittel sind vom Zuwendungsempfanger zum 1. Februar des Folgejahres unter Verwendung des
Formblattes Muster 1b zu § 44 SAHO gegenliber dem Regierungsprasidium nachzuweisen, wobei in
Nummer 3.1 des Antrages ein Nullbetrag einzusetzen ist, wenn fiir das kommende Jahr keine weitere
Zuwendungsrate (vergleiche Nummer 9.2.2) beantragt wird.

Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis ist nach Muster 4 zu § 44 SAHO zu erstellen und innerhalb eines Jahres
nach Erfiillung des Zuwendungszweckes beim zustédndigen StraBenbauamt einzureichen. Kann
innerhalb der Frist eine MaBnahme nicht abgerechnet werden, so ist ein vorlaufiger
Verwendungsnachweis zu erstellen. Bei gemeinsamer Férderung aus GVFG-Mitteln und anderen
Mitteln geniigt — bei der Héhe nach gleichen zuwendungsfahigen Ausgaben — ein gemeinsamer
Nachweis.

Dem Verwendungsnachweis sind auf Verlangen unter anderem die Baurechnung in Form einer
Ubersicht iiber die Ausgaben und ein Bestandsplan beizugeben. Auf den Bestandsplan kann verzichtet
werden, wenn im Verwendungsnachweis erganzend versichert wird, dass die MaBnahme nach den
gepriften Antragsunterlagen ausgefiihrt wurde.

Die zuwendungsfahigen Ausgaben sind mit Formblatt Anlage 4 zu ermitteln.
Aufgaben der StraBenbauédmter

Der Eingang des Verwendungsnachweises ist vom StraBenbauamt dem Regierungsprasidium mit
Formblatt Anlage 6 umgehend mitzuteilen.

Der Verwendungsnachweis istim Hinblick auf die Auszahlungsfrist nach Nummer 7.2 VVK innerhalb
von zwei Monaten stichprobenweise in bautechnischer Hinsicht zu prifen. In die stichprobenweise
Priifung des Verwendungsnachweises ist in jedem Fall die Beachtung der Vergabegrundséatze
(Nummer 3 ANBest-K ) einzubeziehen.

Das StraBenbauamt Gibersendet den Verwendungsnachweis mit seinem Priifungsvermerk an das
Regierungsprasidium.

Aufgaben des Regierungsprasidiums

Das Regierungsprasidium stelltin seinem Vermerk nach Nummer 11.2 VVK die Héhe der
zuwendungsfahigen Ausgaben fest. Sofern sich die Schlussabrechnung eines Vorhabens aus Griinden,
die der Zuwendungsempfanger nicht zu vertreten hat (zum Beispiel ausstehende Schlussvermessung,
schwebende Prozesse, fehlende Rechnungen Dritter) unverhéltnisméaBig lang verzégert, soll das
Regierungspréasidium nach Anhérung des Zuwendungsempféngers die zuwendungsfahigen Ausgaben
endgultig festsetzen und den vorlaufigen Verwendungsnachweis als endgiiltig erklaren. Dies kommt
insbesondere dann in Betracht, wenn die fachtechnische Prifung des vorlaufigen
Verwendungsnachweises langer als drei Jahre zuriickliegt und zu diesem Zeitpunkt noch immer kein
endglltiger Verwendungsnachweis erstellt werden kann.

Das Regierungsprasidium ermittelt aufgrund des Ergebnisses der Priifung des
Verwendungsnachweises die Hohe der méglichen Gesamtzuwendung.
Daraus ergibt sich entweder

e die H6he der Schlussrate (Nummer 15.3) oder

e die Hohe der Riickforderung;
sie istneben den in Nummer 8 ANBest-K genannten Fallen auch dann begriindet, wenn ein
schwerer VerstoB gegen die Vergabegrundséatze nach Nummer 3 ANBest-K vorliegt. In diesen
Fallen sind die zuwendungsféhigen Ausgaben fiir die jeweiligen Auftragseinheiten, bei denen der
VerstoB festgestellt wurde, bei der Festsetzung der zuwendungsfahigen Ausgaben nicht zu
beriicksichtigen. Die Kiirzung der Zuwendung kann bis zu 20 bis 25 vom Hundert der
Gesamtzuwendung zuziiglich des Zuwendungsanteils zu einer etwaigen durch den VOB-VerstoB
bedingten Verteuerung betragen. Fir die Festsetzung der Héhe der Kiirzung sind das Ausmaf des
VOB-VerstoBes und die finanziellen Verhéltnisse des Zuwendungsempfangers maBgebend.

Der Abschluss der Priifung des Verwendungsnachweises istin den Férderprogrammen aus dem GVFG
oder anderen Mitteln durch Eintragung von Datum und Aktenzeichen des Prifungsvermerkes nach
Nummer 11.2 VVK anzuzeigen.

Fir den Nachweis und die Priifung der Verwendung der Zuwendungen und die gegebenenfalls
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rickforderung einschlieBlich Verzinsung
der gewéhrten Zuwendung gelten die haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die
Vorlaufigen Verwaltungsvorschriften zu § 44 SGHO , soweit nichtin dieser Verwaltungsvorschrift
Abweichungen zugelassen worden sind.

Unterrichtung des Sachsischen Rechnungshofes

Der Sachsische Rechnungshof erhalt durch das Staatsministerium fir Wirtschaft und Arbeit das nach
Nummer 16.5 jahrlich fortgeschriebene Programm.

Damit entfallt die Ubersendung von Abdrucken der Zuwendungsbescheide nach Nummer 4.4 VVK mit
dem Vorbehalt der Anforderung im Einzelfall.

Schlussbestimmungen
In-Kraft-Treten
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VwV-KStB

Diese Verwaltungsvorschrift gilt fir die Férderung von Vorhaben, fiir die erstmals aus Mitteln der
Haushaltsjahre 2001/2002 eine Zuwendung gewahrt wird. Sie tritt mit Ausnahme der jeweils in
Klammern angegebenen Wertgrenzen in EUR am Tag nach ihrer Veroffentlichung in Kraft. Die in EUR
angegebenen Wertgrenzen treten zum 1. Januar 2002 in Kraft.

Dresden, den 15. Mai 2001

Der Staatsminister
fiir Wirtschaft und Arbeit
Dr. Kajo Schommer

Anlage 1
(zur VwV-KStB)

Besondere Nebenbestimmungen fiir StraBen- und Briickenbauvorhaben kommunaler Baulasttrager
(BNBest KStB)

Fir die Bewilligung von Zuwendungen fiir StraBen- und Brliickenbauvorhaben kommunaler Baulasttrager gilt die
Verwaltungsvorschrift des SMWA fiir die Férderung von StraBen- und Briickenbauvorhaben kommunaler
Baulasttrager (VwV-KStB) vom 15. Mai 2001. Fiir die Ausfiihrung des Vorhabens, Anforderung und Verwendung
der Zuwendungen gelten die ,Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projekiférderung an
kommunale Kérperschaften ( ANBest-K ) — Anlage 3a zu § 44 S4HO. Darlber hinaus ist vom
Zuwendungsempfanger zu beachten oder zu veranlassen:

1 Grundlagen der Bewilligung

Der Zuwendungsbescheid bezieht sich ausschlieBlich auf das dem Antrag zugrunde liegende Vorhaben.
Grundlagen dieser Bewilligung sind die vom Antragsteller eingereichten Unterlagen und Pléane. Die im Bescheid
festgesetzten Auflagen und Bedingungen sowie etwaige Prifoemerkungen in den zuriickgegebenen
Antragsunterlagen sind bei der Bauausfiihrung zu beachten.

Fir den Fall, dass ohne Zustimmung des Regierungsprasidiums oder des von ihm beauftragten StraBenbauamtes
von den Planen abgewichen wird, kénnen die bewilligten Zuwendungen widerrufen oder bereits ausgezahlte
Betrage zuriickgefordert werden.

2 Rechtliche Verfahren, Beteiligung Dritter

Der Zuwendungsbescheid ersetzt nicht eventuell erforderliche Genehmigungen oder sonstige Erlaubnisse zur
Durchflihrung des Bauvorhabens, die nach anderen gesetzlichen Vorschriften erforderlich sind (zum Beispiel
Baurecht, Wasserrecht, Naturschutz, Denkmalschutz).

Die Bestimmungen und Auflagen dieses Zuwendungsbescheides werden allen an der Férderung beteiligten
Baulasttragern auferlegt.

3 Finanzierung

Die Gesamtfinanzierung muss gesichert sein. Soweit die Gesamtférderung gegenliber dem Ansatz im
Finanzierungsplan niedriger ausféllt, entsteht eine Finanzierungsliicke, deren Deckung durch den
Zuwendungsempfanger zu sichern ist.

4 Vergabe

Der Ausschreibung, der Vergabe und der Abwicklung des Bauvorhabens sind unabhangig von der Héhe der
Zuwendung die Verdingungsordnung fiir Bauleistungen (VOB) und die hierzu getroffenen Sonderregelungen
(Handbuch fiir Vergabe und Ausfiihrung von Bauleistungen im StraBen- und Briickenbau, HVA-StB) sowie die fiir
die StraBenbauverwaltung geltenden zusétzlichen technischen Vorschriften zugrunde zu legen.

Verstd Bt der Zuwendungsempfanger gegen die Vergabegrundsatze, so kann die Bewilligungsbehérde geman § 49
(3) VwVfG den Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise widerrufen und die Zuwendung zuriickfordern.

Liegt ein schwerer VOB-VerstoB vor, wird der Zuwendungsbescheid grundséatzlich mit der Folge widerrufen, dass

e entweder die Kosten fir die jeweilige Auftragseinheit (zum Beispiel Teillos oder Fachlos) von der Férderung
ausgeschlossen werden, oder

e die Gesamtzuwendung je nach Finanzlage des Zuwendungsempfangers um 20 bis 25 vom Hundert gekurzt
wird.

Als schwere VOB-Verstd Be kommen insbesondere folgende Tatbestande in Betracht:

a) fehlende EG-weite Ausschreibung;
b) Bevorzugung des Angebots eines ortsansassigen Bieters gegenliiber dem annehmbarsten Angebot;
c) Ausscheiden des annehmbarsten Angebots

e aus sonstigen vergabefremden Erwagungen,
e durch nachtragliche Preisverhandlungen oder Anderungen der Verdingungsunterlagen,
e durch nachtragliche Herausnahme von Leistungen aus den Angeboten,

e durch Zulassung eines Angebots, das nach § 25 Nr. 1 Abs. 1 VOB/A auszuschlieBen gewesen
wére,

e durch fehlende oder mangelhafte Wertung von Nebenangeboten oder Anderungsvorschléagen;

d) Ausscheiden oder teilweises Ausscheiden des annehmbarsten Angebots durch nachtragliche
Losaufteilung;

e) Freihdndige Vergabe von Bauleistungen, insbesondere von Anschlussauftradgen, ohne Vorliegen der
Voraussetzungen nach § 3 Nr. 4 VOB/A;

f) Beschrankung des Wettbewerbs entgegen § 8 Nr. 1 VOB/A;

9) Vergabe von Bauleistungen an einen Generalunternehmer.

Ferner wird darauf hingewiesen, dass — unabhangig davon, ob eine Zuwendungskiirzung wegen eines VOB-
VerstoBes vorzunehmen ist—in jedem Fall vermeidbare Mehrausgaben wegen Nichtbeachtung oder fehlerhafter
Anwendung der Vergabegrundsatze, zum Beispiel wegen unvollstandiger Leistungsbeschreibung im Sinne des
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§ 9 VOB/A durch unzutreffende Mengenansatze oder in sonstiger Weise, durch Widerruf des
Zuwendungsbescheides in entsprechender Héhe aus der Férderung herauszunehmen sind. Insoweit handelt es
sich um die férderrechtlich gebotene Ausscheidung nicht notwendiger und damit nicht zuwendungsfahiger
Ausgaben (unwirtschaftliches Verhalten des Zuwendungsempfangers).

Das zusténdige StraBenbauamt ist rechtzeitig Uber die erstmalige Ausschreibung und Vergabe, den Beginn und
die Beendigung der BaumaBnahme zu unterrichten (Formblatt Anlage 5 zur VwV-KStB).

Kommunale Eigenregieleistungen sollen insbesondere aus wirtschaftspolitischem Interesse nicht durchgefiihrt
werden. Sie werden grundsatzlich nicht geférdert. Ausnahmen sind nur dann zulassig, wenn die Arbeiten fiir eine
Vergabe nicht geeignet sind oder das Regierungsprésidium als Bewilligungsbehérde der Eigenregieleistung
ausdricklich zugestimmt hat.

5 Auszahlung der Zuwendungen

Die Auszahlung der Zuwendungen ist bis spatestens zu dem im Zuwendungsbescheid genannten Zeitpunkt mit
Vordruck Muster 3 zu § 44 SAHO beim Regierungsprasidium zu beantragen. Die bewilligte Zuwendung kann nur
entsprechend dem Baufortschritt ausgezahlt werden. Bewilligte Betrage, fiir deren Auszahlung die
Voraussetzungen nicht bis zu dem vorgegebenen Zeitpunkt eingetreten sind, kdnnen aufgrund dieses
Zuwendungsbescheides nicht mehr ausgezahlt werden und sind grundsatzlich fiir das Bewilligungsjahr verfallen.
Der Zuwendungsbescheid giltinsoweit als der Hohe nach widerrufen. Damit nicht benétigte Mittel rechtzeitig
wiederverwendet werden kdnnen, ist dem Regierungsprasidium unter Darlegung der Griinde mitzuteilen,

e wenn das Vorhaben, fiir das die Férderung beantragt war, nicht durchgefiihrt wird oder

e wenn sich die zuwendungsfahigen Kosten voraussichtlich in einem Umfang verringern, der eine Kiirzung der
Zuwendung zur Folge hatte.

Zuwendungen von insgesamt nicht mehr als 50 000 DM (25 000 EUR) werden im Allgemeinen erst nach Vorlage
des Verwendungsnachweises ausgezahlt, wenn die Voraussetzungen dafiir vorliegen.

Von der gesamten Zuwendung kann innerhalb der Grenzen gemas Nummer 5.2.2 VVK ein Restbetrag
zurlickbehalten werden. Der einbehaltene Restbetrag wird spatestens nach Priifung des Verwendungsnachweises
ausgezahlt.

Wird das StraBenbauvorhaben als GemeinschaftsmaBnahme mehrerer Gebietskdrperschaften unter Federfiihrung
eines Baulasttragers ausgeflihrt, so sind die Zuwendungen anteilig im Verhaltnis des jeweiligen
zuwendungsfahigen Aufwands vom Zuwendungsempfanger an den/die Beteiligten weiterzuleiten.

6 Zwischennachweis, Bewilligung weiterer Zuwendungsraten

Die im abgelaufenen Haushaltsjahr erhaltenen und verausgabten Mittel sind vom Zuwendungsempfénger jahrlich
zum 1. Februar unter Verwendung des Vordruckes Muster 1b zu § 44 SAHO gegeniiber dem Regierungsprasidium
nachzuweisen.

Soweit dem Zuwendungsempfénger nur eine Teilzuwendung (Rate) bewilligt wurde, beantragt er weitere
Zuwendungsraten ebenfalls mit diesem Formblatt.

In Nummer 3.1 ist dabei ein Nullbetrag einzusetzen, wenn fiir das kommende Jahr keine weitere Zuwendungsrate
beantragt wird.

7 Nachbewilligung von Zuwendungen

Bei einer unabweisbaren Steigerung der zuwendungsfahigen Gesamtkosten kénnen Nachbewilligungen geman
Nummer 17 der VwV-KStB beantragt werden.

8 Fertigstellung der BaumaBnahme, Verwendungsnachweis

Der Zuwendungsempfanger hat das Regierungsprasidium und das StraBenbauamt unverziglich von der
Fertigstellung der BaumaBnahme, das ist gem&B Nummer 6.1 ANBest-K der Zeitpunkt, zu dem der Bau in seinen
wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann, zu unterrichten.

Der Verwendungsnachweis ist nach Vordruck Muster 4 zu § 44 SAHO zu erstellen. Bei gemeinsamer Férderung
aus GVFG-Mitteln und anderen Mitteln geniigt — bei der Hohe nach gleichen zuwendungsfahigen Ausgaben — ein
gemeinsamer Nachweis. Aus dem Sachbericht soll insbesondere hervorgehen, ob die BaumaBnahme
entsprechend den der Bewilligung zugrunde gelegten Planen, Genehmigungen, Bedingungen und Auflagen
ausgefihrt wurde. AuBerdem ist das Datum des Beginns und der Fertigstellung der BaumaBnahme anzugeben.
Folgende weitere Unterlagen sind dem Verwendungsnachweis beizugeben:

e dasin Nummer 6.5.1 ANBest-K geforderte Bauausgabenbuch in Form einer Ubersicht tiber die
Ausgaben/Einnahmen;

e eine Berechnung der zuwendungsfahigen Ausgaben nach Anlage 4 zur VwV-KStB;

e Angaben, ob und in welcher Héhe Beitradge Dritter nach dem Baugesetzbuch — BauGB — und/oder dem
Séachsischen Kommunalabgabengesetz — SachsKAG — erhoben werden kénnen (Anlage 4 zur VwV-KStB);

e ein Bestandsplan, es sei denn, dass im Sachbericht des Verwendungsnachweises versichert wird, dass die
MaBnahme nach den gepriften Antragsunterlagen ausgefiihrt wurde.

Weitere Anlagen (insbesondere Rechnungsbelege, Plédne) sind dem Verwendungsnachweis nicht beizugeben.
Das zusténdige staatliche StraBenbauamt und das Regierungsprésidium behalten sich allerdings vor, Biicher,
Belege, Ausgabenibersichten, Vergabeunterlagen und so weiter zur Prifung anzufordern sowie die Verwendung
der Mittel durch 6rtliche Erhebungen zu prifen.

9. Zweckbindung

Das Regierungsprasidium behélt sich vor, die Zuwendung ganz oder teilweise zuriickzufordern, wenn innerhalb
von zehn Jahren nach Fertigstellung der BaumaBnahme der Zuwendungszweck nicht mehr erfullt ist
(Nummer 2.2.9 VwV-KStB). Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn

e wesentliche Anderungen am Bestand der Verkehrseinrichtung vorgenommen werden, ohne dass dies zur
Beseitigung einer Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung unerlasslich ist,

e die Verkehrseinrichtung aufgrund straBenverkehrsrechtlicher Beschrankungen die ihr zugedachte
Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse nicht erflllen kann,

e die Verkehrseinrichtung anderweitig zweckentfremdet oder verauBert wird.

Anlage 2
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(zur VwV-KStB)

Hinweise
fir die Festsetzung der Zuwendungsféahigkeit
von Kosten bei VorsorgemaBnahmen

1 Begriffsbestimmung

VorsorgemaBnahmen sind einzelne Bauleistungen, die aus technischen oder wirtschaftlichen Griinden bereits
vorsorglich im Zusammenhang mit einem anderen Bauvorhaben (Erstvorhaben) fiir ein spater durchzufiihrendes
Vorhaben (Zweitvorhaben) erbracht werden, das grundsatzlich aus Mitteln nach Nummer 1.1 der VwV-KStB
geférdert werden kann.

Eine VorsorgemaBnahme kann zum Beispiel darin bestehen, dass beim Bau einer S-Bahn, einer StraBe oder auch
eines Kaufhauses (Erstvorhaben) zuséatzlich ein Tunnel oder eine Briicke fiir einen spater zu bauenden
Verkehrsweg (Zweitvorhaben) errichtet wird.

2 Voraussetzungen fiir eine Férderung bei Durchfiihrung des Zweitvorhabens

Die Kosten der VorsorgemaBnahmen werden zuwendungsfahig,

a) wenn das Zweitvorhaben durchgefiihrt und aus Mitteln nach Nummer 1.1 der VwV-KStB geférdert wird
und
b) soweit die VorsorgemaBnahme fiir das Zweitvorhaben verwendet wird.

Hat der Trager des Zweitvorhabens die VorsorgemaBnahme selbst vorfinanziert, so ist zur Beseitigung der
Ausschlusswirkung der Nummer 4.1.7 der VwV-KStB fiir die spatere Zuwendungsfahigkeit der Kosten weiterhin
erforderlich, dass der vorzeitige Baubeginn fiir unbedenklich erklart worden war.

Diese Erklarung soll nur dann abgegeben werden, wenn die spétere Ausfiihrung der VorsorgemaBnahme mit
wesentlich héheren Kosten verbunden, technisch nicht oder nur schwer durchfihrbar wére und auBerdem
sichergestellt erscheint, dass die VorsorgemaBnahme spéter fir das Zweitvorhaben verwendet wird.

3 Forderung im Zusammenhang mit dem Erstvorhaben

Die Kosten der VorsorgemaBnahme einschlieBlich der Kosten des Grunderwerbs kénnen ausnahmsweise bereits
als Kosten des Erstvorhabens anerkannt und geférdert werden, wenn dieses selbst ein aus Mitteln nach

Nummer 1.1 der VwV-KStB geférdertes Vorhaben ist. Die VorsorgemaBnahme muss in diesem Fall auf den
unbedingt erforderlichen Umfang beschrankt werden.

Wird das Zweitvorhaben, fiir das die VorsorgemaBnahme getroffen wurde, spater nicht durchgefiihrt, so hat die
Bewilligungsbehérde entsprechend den haushaltsrechtlichen Vorschriften zu prifen, ob und in welchem Umfang
die Zuwendungen vom Trager des Erstvorhabens zurlickzufordern sind.

4 Kostenabgrenzung

Als Kosten der VorsorgemaBnahmen sind, soweit sich nicht aus anderen gesetzlichen Regelungen etwas anderes
ergibt, die durch die VorsorgemafBnahme tatséchlich entstandenen Mehrkosten anzusetzen. In besonders
gelagerten Féllen ist eine andere Kostenabgrenzung méglich.

Anlage 3 (Muster)

Anlage 3
(zur VwV-KStB)

Hinweise und Erldauterungen zur Vorlage von Zuwendungsantragen nach der Verwaltungsvorschrift
des SMWA fiir die Férderung von StraBen-
und Briickenbauvorhaben kommunaler Baulasttrager
(VwV-KStB)

Im Folgenden wird Bezug genommen auf die Bezifferung der Antragsunterlagen gemaB Antragsverzeichnis
(Seite 1). Die fortlaufende Nummerierung im Antragsverzeichnis verdeutlicht neben der inhaltlichen Ubersicht
gleichzeitig die notwendigen Arbeitsschritte der Antragstellung in chronologischer Reihenfolge bis zur Vorlage bei
der Bewilligungsbehérde.

A Inhalt der Antragsunterlagen
(zu l. Antragstellung)

Zui.: Bauentwurf

Der Bauentwurf ist auf der Grundlage der Richtlinien fiir die Gestaltung von einheitlichen Entwurfsunterlagen im
StraBenbau — gltig zur Zeit Ausgabe 1995 (RE 85) — zu erstellen. Die Kosten sind nach der giiltigen Anweisung
zur Kostenberechnung fir StraBenbaumaBnahmen (AKS 85) zu ermitteln. Insbesondere ist zu beachten:

Dem Entwurf ist ein Inhaltsverzeichnis voranzustellen.

e Inden Lagepléanen ist die BaumaBnahme eindeutig mit Bau- und Bauabschnittsgrenzen zu kennzeichnen und
farbig anzulegen.

e Bei LarmschutzmaBnahmen ist ein Nachweis dariiber beizugeben, dass der Antragsteller zur Ubernahme der
Kosten verpflichtet ist.

e Die Planunterlagen missen alle das gleiche Datum aufweisen und vom Antragsteller unterschrieben sein.

e Anderungen der Plane sind als solche zu kennzeichnen.

e Bitte nur die Planunterlagen vorlegen, die in der 1. Ausfertigung den Sichtvermerk des zustédndigen
StraBenbauamtes tragen.

e Uberdie Entwurfsunterlagen hinausgehende Pldne und sonstige Unterlagen sind nicht mit vorzulegen, auBer,
sie sind flr die technische und wirtschaftliche Priifung der StraBenbaumaBnahme beziehungsweise
Entscheidung Uber die Férdermittelbereitstellung unbedingt erforderlich.

Zu2.: Stellungnahmen
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Die Stellungnahmen der Tréger &ffentlicher Belange sind zur BaumaBnahme einzuholen, jedem Exemplar
beizufligen und die Berlicksichtigung bei der Entwurfsgestaltung nachzuweisen. Widerspriichliche Standpunkte
sind zu klaren.

Die Antragstellung kann erst erfolgen, wenn die Zustimmungen vorliegen und erteilte Auflagen in den Unterlagen
berlcksichtigt wurden oder bei Auflagen ohne wesentliche Auswirkungen auf die Entwurfsgestaltung die
Beachtung seitens des Antragstellers zugesichert wird (siehe dazu auch zu Ziffer 6).

Werden im Einzelfall Stellungnahmen nicht erforderlich, so ist durch den Antragsteller zu bestatigen, dass
offentliche Belange nicht bertihrt werden (siehe auch Ziffer 6d).

Zu 3.: Vereinbarungen

Die zutreffenden Vereinbarungen sind von allen Partnern zu unterschreiben und jedem Exemplar beizufigen,
ebenso eine Kostenlbersicht mit Aufschllisselung der Gesamtkosten auf die einzelnen Beteiligten als
Voraussetzung zur Ermittlung der zuwendungsféhigen Kosten (Ziffer 4).

Fordermittel fr BaumaBnahmen mit Beteiligung mehrerer Baulasttrager sind in jedem Fall als
GemeinschaftsmaBnahme durch nur eine beteiligte Kommune zu beantragen (Ziffer 3b).

Bei MaBnahmen, die sich auch auf Flachen anderer Baulasttrédger erstrecken oder an diese grenzen (zum Beispiel
Gehwege an Bundes-, Staats- oder KreisstraBen, Knotenpunktausbau bei verschiedenen Baulasttragern), ist
ebenfalls eine Vereinbarung abzuschlieBen beziehungsweise ist die Zustimmung einzuholen, wenn keine
Kostenbeteiligung gegeben ist (Ziffer 3a, c¢). In diesem Fall ist nachzuweisen und zu begriinden, dass eine
Verpflichtung zur Kostenbeteiligung nicht besteht (zum Beispiel FolgemaBnahme).

Zu4.: Ermittlung der zuwendungsfahigen Kosten

Das Formblatt Anlage 4 zur VwV-KStB ist auf der Grundlage der Angaben in der Kostenberechnung und
erforderlichenfalls der vorliegenden Vereinbarungen in allen Feldern auszufiillen.

Kostenbeteiligungen Dritter sind nachprifbar zu berechnen beziehungsweise zu erlautern. Dabei istin jedem Fall
auf die Beitragsfahigkeit des Vorhabens nach dem Baugesetzbuch — BauGB — oder dem Sachsischen
Kommunalabgabengesetz — SachskKAG — einzugehen. Mégliche Beitrdge nach SachsKAG sind zu ermitteln und
einzutragen (Nummer 6.3.1.4 VwV-KStB). Bei kreisangehdrigen Gemeinden sowie Verwaltungs- und
Zweckverbanden stellt das Landratsamt abschlie Bend den beitragsfahigen Aufwand fest durch Bestatigung oder
Anderung der Angaben mit Unterschrift (Nummer 10.2.1 VwV-KStB).

Da staatliche Zuwendungen nicht dazu bestimmt sind, Beitrdge Dritter vorzufinanzieren, ist auch die kiinftige
Beitragsfahigkeit zu prifen. Diese istin der Regel dann gegeben, wenn das Vorhaben im Geltungsbereich eines
Bebauungsplanes liegt oder in einen solchen einbezogen werden soll. Bebauungsplane (beziehungsweise
Entwirfe) sind gegebenenfalls dem Antrag beizugeben. Reine ErschlieBungsanlagen scheiden fiir eine Férderung
aus (Nummer 2.2.1 VwV-KStB).

Die Gesamtkosten und die davon ermittelten zuwendungsféhigen Kosten sind in den Zuwendungsantrag zu
Ubernehmen.

Zu 5.: Baufachliche Stellungnahme (BfS)

Die BfS ist vom zusténdigen StraBenbauamt (SBA) gemas Nummer 10.1 VwV-KStB einzuholen. Dazu ist dem SBA
ein Exemplar der Entwurfsunterlagen zur Verfligung zu stellen. Die gegebenen Hinweise und vorgeschlagenen
technischen Auflagen sind durch den Antragsteller zu beachten und einzuarbeiten beziehungsweise sind
erhebliche Anderungen aufgrund der BfS erforderlich, sind die Unterlagen zu tiberarbeiten und erneut dem SBA
zur Stellungnahme vorzulegen.

Zu 6.: Angaben des Antragstellers

a) Es ist die Notwendigkeit der MaBnahme aus verkehrlicher Sicht ausreichend zu begriinden und
nachzuweisen, dass sie zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse dringend erforderlich ist.

b) Als gleichwertiger Plan geniigt zum Beispiel ein Flachennutzungsplan, beschlossenes Verkehrskonzept
in Stadten oder aufgestellte Bedarfsplane zum Ausbau von KreisstraBen.
Das Uberdrtliche Netz ist mit ausreichendem Umfeld farbig darzustellen, das beantragte Vorhaben mit
Angabe der Kilometer und etwaiger Bauabschnitte deutlich zu kennzeichnen. Geeignet ist ein MaBstab
von 1:25 000 oder 1 :50 000.

c) Zu den gegebenen Hinweisen ist durch den Antragsteller konkret Stellung zu nehmen (siehe dazu auch
zu Ziffer 2).
d) Der Antrag kann erst eingereicht werden, wenn der Antragsteller die erforderlichen planungsrechtlichen

Genehmigungen (Plangenehmigung, Planfeststellungsbeschluss) oder Befreiungen hat. Dazu sind
insbesondere § 17 BundesfernstraBengesetz (FStrG) und § 39 Sachsisches StraBengesetz ( SachsStrG
) zu beachten. Mit Antrag ist durch den Antragsteller schriftlich zu erklaren, dass die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fiir einen Baubeginn vorliegen (Berlcksichtigung Belange Dritter, geklarter
Grunderwerb).

B Form der Antragsunterlagen
Einzureichen sind drei gleichlautende Antragsunterlagen, wobei im ersten Exemplar die mit Sichtvermerk des
StraBenbauamtes versehenen Entwurfsunterlagen beizufiigen sind. Die Entwiirfe, Stellungnahmen,

Vereinbarungen sowie Angaben des Antragstellers (l./Ziffer 1 bis 6) sind in gleicher Reihenfolge von unten nach
oben zu heften.

Dem voranzuheften sind das vom Antragsteller unterschriebene Antragsformblatt (Muster 1a) und als oberstes
Deckblatt das Antragsverzeichnis als Inhaltstibersicht. Geeignet zum Heften ist die Verwendung von Schnell- oder
Spiralheftern; Aktenordner nur dann, wenn sie vom Umfang der Unterlagen her ausgefiillt werden. Die Entfaltung
der Plane soll méglich sein, ohne die Heftung 6ffnen zu missen.

C Vorlage der Antrage

1. Voraussetzungen fiir die Vorlage sind insbesondere:

e Die ungehinderte Durchfiihrung der Bauarbeiten (rechtliche Sicherung der Trasse, Grunderwerb)
und die Finanzierung missen gesichert sein (Nummer 9.1.3 VwV-KStB).
e Die Antrdge missen die vollstandigen Unterlagen laut Antragsverzeichnis enthalten.

2. Einreichungstermin
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Termin flr die Vorlage bei der Bewilligungsbehérde ist der 15. Dezember des dem geplanten
Baubeginn vorausgehenden Jahres (Nummer 9.1.1 VwV-KStB).

3. Anzahl der einzureichenden Unterlagen:

e dreifach (bei MaBnahmen bis 5,0 Mio. DM (2,5 Mio. EUR) zuwendungsfahige Kosten),

e vierfach (bei MaBnahmen Uber 5,0 Mio. DM (2,5 Mio. EUR) zuwendungsfahige Kosten); fir die
4. Ausfertigung zur Vorlage fiir das Sachsische Staatsministerium fir Wirtschaft und Arbeit
genigen vereinfachte Unterlagen, bestehend aus denen nach Antragsverzeichnis, Abschnitt I:

Ziffer 1 (Bauentwurf) nur
Erlauterungsbericht
Ubersichtslageplane
Kostenzusammenstellung und

Ziffer 2 bis 6.

4. Zu |l: Bestéatigung des LRA
Die Antrage von kreisangehdrigen Stadten und Gemeinden sowie nicht kreistibergreifende
Verwaltungs- und Zweckverbanden sind lber die zustandige Rechtsaufsichtsbehdrde (LRA) vorzulegen
(Nummer 9.1.1 VwV-KStB). Diese priift die Angaben des Antragstellers zu den finanziellen
Verhaltnissen und zur Erhebung von ErschlieBungs- und Ausbaubeitrdgen sowie die Vollstdndigkeit der
Antragsunterlagen und bestatigt dies auf dem Antragsverzeichnis oder formlos mit Anschreiben.

5. Vorlage bei der Bewilligungsbehérde
Das Landratsamt leitet die Antragsunterlagen vollstdndig nach Inhalt und Anzahl an die
Bewilligungsbehérde weiter (Nummer 10.2.1 VwV-KStB).
Die Bewilligungsbehérde kann nur vollstdndige Antrage bearbeiten. Unvollstandige Antrdge werden
unbearbeitet zurlickgegeben.

Anlage 4 (Muster)
Anlage 5 (Muster)

Anlage 6 (Muster)

Anderungsvorschriften

Erlass des Sachsischen Staatsministeriums flr Wirtschaft und Arbeit (iber Sonderprogramme von
kommunalen StraBen- und Briickenbauvorhaben

vom 31. Mai 2002 (SachsABI. S. 701)

Zuletzt enthalten in

Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums flr Wirtschaft und Arbeit Gber die
geltenden Verwaltungsvorschriften des Staatsministeriums flr Wirtschaft und Arbeit

vom 7. Dezember 2007 (SachsABI.SDr. S. S 606, SachsABI. 2008 S. 332)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 15.06.2001 Seite 14 von 14


https://www.revosax.sachsen.de/GetAttachment.link?id=443
https://www.revosax.sachsen.de/GetAttachment.link?id=444
https://www.revosax.sachsen.de/GetAttachment.link?id=445

	Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit  für die Förderung von Straßen- und Brückenbauvorhaben kommunaler Baulastträger  (VwV-KStB)
	Besondere Nebenbestimmungen für Straßen- und Brückenbauvorhaben kommunaler Baulastträger  (BNBest KStB)
	Hinweise  für die Festsetzung der Zuwendungsfähigkeit  von Kosten bei Vorsorgemaßnahmen
	Hinweise und Erläuterungen zur Vorlage von Zuwendungsanträgen nach der Verwaltungsvorschrift  des SMWA für die Förderung von Straßen-  und Brückenbauvorhaben kommunaler Baulastträger  (VwV-KStB)

	Änderungsvorschriften
	Zuletzt enthalten in

